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35. Verordnung der Landesregierung vom 8. Juni 2010, mit der eine längere Frist für die Fortschrei-
bung des örtlichen Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Oberhofen im Inntal festgelegt wird

36. Verordnung der Landesregierung vom 8. Juni 2010, mit der eine längere Frist für die Fortschrei-
bung des örtlichen Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Tulfes festgelegt wird

37. Verordnung der Landesregierung vom 22. Juni 2010, mit der das Raumordnungsprogramm betref-
fend landwirtschaftliche Vorrangflächen für die Kleinregion Hinteres Zillertal geändert wird

38. Verordnung der Landesregierung vom 12. Juli 2010 über eine Satzung für die Standesamts- und
Staatsbürgerschaftsverbände

39. Verordnung der Landesregierung vom 12. Juli 2010 über eine Satzung für die Sanitätssprengel
40. Kundmachung der Landesregierung vom 29. Juni 2010 über die Änderung des Namens der Gemeinde

Buch bei Jenbach in „Buch in Tirol“
41. Kundmachung des Landeshauptmannes vom 13. Juli 2010 betreffend die Aufhebung von Bestim-

mungen des Tiroler Aufenthaltsabgabegesetzes 2003 durch den Verfassungsgerichtshof
42. Kundmachung der Landesregierung vom 13. Juli 2010 betreffend die Aufhebung der Verordnung

über die Festsetzung der Aufenthaltsabgabe im Gebiet des Tourismusverbandes Kitzbüheler Alpen
– Brixental durch den Verfassungsgerichtshof

Der Landeshauptmann:
Platter

Der Landesamtsdirektor:
Liener

Aufgrund des § 31a Abs. 5 des Tiroler Raumord-
nungsgesetzes 2006, LGBl. Nr. 27, wird verordnet:

§ 1

(1) Die Frist für die Fortschreibung des örtlichen
Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Oberhofen im
Inntal wird mit zwölf Jahren ab dessen Inkrafttreten
festgelegt.

(2) Die Fortschreibung des örtlichen Raumord-
nungskonzeptes ist daher vom Gemeinderat der Ge-
meinde Oberhofen im Inntal bis spätestens 14. August
2012 zu beschließen und der Landesregierung zur auf-
sichtsbehördlichen Genehmigung vorzulegen.

§ 2

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft.

35. Verordnung der Landesregierung vom 8. Juni 2010, mit der eine längere Frist für die
Fortschreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Oberhofen im
Inntal festgelegt wird
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Der Landeshauptmann:
Platter

Der Landesamtsdirektor:
Liener

Aufgrund des § 31a Abs. 5 des Tiroler Raumord-
nungsgesetzes 2006, LGBl. Nr. 27, wird verordnet:

§ 1

(1) Die Frist für die Fortschreibung des örtlichen
Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Tulfes wird mit
fünfzehn Jahren ab dessen Inkrafttreten festgelegt.

(2) Die Fortschreibung des örtlichen Raumord-

nungskonzeptes ist daher vom Gemeinderat der Ge-
meinde Tulfes bis spätestens 28. September 2014 zu
beschließen und der Landesregierung zur aufsichts-
behördlichen Genehmigung vorzulegen.

§ 2

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft.

36. Verordnung der Landesregierung vom 8. Juni 2010, mit der eine längere Frist für die
Fortschreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Tulfes festge-
legt wird

37. Verordnung der Landesregierung vom 22. Juni 2010, mit der das Raumordnungspro-
gramm betreffend landwirtschaftliche Vorrangflächen für die Kleinregion Hinteres
Zillertal geändert wird

Aufgrund der §§ 7 Abs. 1 lit. a, 9 und 10 Abs. 2, 3
und 4 in Verbindung mit § 106 Abs. 1 des Tiroler Raum-
ordnungsgesetzes 2006, LGBl. Nr. 27, wird verordnet:

Artikel I

Die Verordnung, mit der ein Raumordnungspro-
gramm betreffend landwirtschaftliche Vorrangflächen
für die Kleinregion Hinteres Zillertal erlassen wird,
LGBl. Nr. 64/1991, zuletzt geändert durch die Verord-
nung LGBl. Nr. 37/2009, wird wie folgt geändert:

Die Anlage zu § 1 Abs. 2 wird in der Weise geändert,
dass die in der Anlage zu dieser Verordnung dargestellte
Grundfläche, bestehend aus den Grundstücken bzw. aus

Teilflächen der Grundstücke Nr. 48/1, 48/2, 105, 108,
109, 110/2, 111/2, 111/3, 115, 116, 117, 118, 124, .377,
571 und 572/1 KG Rohrberg, von der Festlegung als
landwirtschaftliche Vorrangfläche ausgenommen wird.

Artikel II

(1) Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages
der Kundmachung in Kraft.

(2) Die Anlage zu dieser Verordnung wird durch Auf-
legung zur öffentlichen Einsichtnahme bei der Abtei-
lung Raumordnung-Statistik des Amtes der Tiroler
Landesregierung während der für den Parteienverkehr
bestimmten Amtsstunden verlautbart.

Der Landeshauptmann:
Platter

Der Landesamtsdirektor:
Liener Anlage
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Aufgrund des § 131 der Tiroler Gemeindeordnung
2001, LGBl. Nr. 36, zuletzt geändert durch das Gesetz
LGBl. Nr. 90/2005, wird verordnet:

§ 1
Geltungsbereich

Diese Satzung gilt für die nach § 60 des Personen-
standsgesetzes, BGBl. Nr. 60/1983, zuletzt geändert
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 135/2009, gebildeten Stan-
desamtsverbände und für die nach § 47 des Staatsbür-
gerschaftsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 311, zuletzt geän-
dert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 135/2009, gebildeten
Staatsbürgerschaftsverbände.

§ 2
Organe

(1) Die Organe des Gemeindeverbandes sind die Ver-
bandsversammlung und der Verbandsobmann. Für einen
Gemeindeverband mit mehr als zwölf Gemeinden ist ein
Verbandsausschuss zu bilden.

(2) Die Organe sind erstmals nach der Bildung des
Gemeindeverbandes und weiters jeweils nach den allge-
meinen Gemeinderats- und Bürgermeisterwahlen ein-
zurichten bzw. neu zusammenzusetzen.

§ 3
Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung besteht aus den Bür-
germeistern der dem Gemeindeverband angehörenden
Gemeinden sowie aus dem Verbandsobmann und sei-
nem Stellvertreter, auch wenn sie nicht Bürgermeister
einer solchen Gemeinde sind.

(2) Ein Bürgermeister wird im Fall seiner Verhinde-
rung durch die Bürgermeister-Stellvertreter der Reihe
nach und bei deren Verhinderung durch das jeweils
älteste der übrigen Mitglieder des Gemeindevorstandes
vertreten.

(3) Die Verbandsversammlung ist das oberste Organ
des Gemeindeverbandes. Sie hat über alle Angelegen-
heiten von grundsätzlicher Bedeutung zu entscheiden
und die Geschäftsführung der übrigen Verbandsorgane
zu überwachen.

(4) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig,
wenn alle Mitglieder ordnungsgemäß eingeladen wur-
den und der Verbandsobmann oder sein Stellvertreter
und insgesamt mehr als die Hälfte der Mitglieder anwe-
send sind. Wird diese Anzahl nicht erreicht, so ist inner-

halb von zwei Wochen eine weitere Sitzung einzuberu-
fen, die ohne Rücksicht auf die Anzahl der anwesenden
Mitglieder beschlussfähig ist. Zu einem gültigen Be-
schluss und zu einer gültigen Wahl ist die Mehrheit der
Stimmen der anwesenden Mitglieder erforderlich.

§ 4
Verbandsausschuss

(1) Der Verbandsausschuss besteht aus dem Ver-
bandsobmann, seinem Stellvertreter und so vielen wei-
teren Mitgliedern, dass die Anzahl der stimmberechtig-
ten Mitglieder mindestens drei beträgt. Die weiteren
Mitglieder werden von der Verbandsversammlung aus
ihrer Mitte auf sechs Jahre gewählt. Sie haben ihre
Geschäfte bis zur Neuwahl der weiteren Mitglieder des
Verbandsausschusses weiterzuführen. Für jedes weitere
Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu wählen. Kommt im
ersten Wahlgang die einfache Stimmenmehrheit nicht zu-
stande, so gilt als gewählt, wer im zweiten Wahlgang die
meisten Stimmen auf sich vereinigt. Bei Stimmengleich-
heit entscheidet das Los, das von dem an Jahren jüngsten
Mitglied der Verbandsversammlung zu ziehen ist.

(2) Dem Verbandsausschuss obliegt die Vorberatung
und Antragstellung in allen der Beschlussfassung durch
die Verbandsversammlung unterliegenden Angelegen-
heiten.

(3) Der Verbandsausschuss ist beschlussfähig, wenn
alle Mitglieder ordnungsgemäß eingeladen wurden und
der Verbandsobmann oder sein Stellvertreter und so
viele weitere Mitglieder anwesend sind, dass die Anzahl
der stimmberechtigten Mitglieder mindestens drei be-
trägt. Zu einem gültigen Beschluss ist die Mehrheit der
Stimmen der anwesenden Mitglieder erforderlich.

§ 5
Verbandsobmann

(1) Der Verbandsobmann und sein Stellvertreter wer-
den von der Verbandsversammlung auf sechs Jahre ge-
wählt. Sie haben ihre Geschäfte bis zur Neuwahl des Ver-
bandsobmanns bzw. seines Stellvertreters weiterzufüh-
ren. Kommt im ersten Wahlgang die einfache Stimmen-
mehrheit nicht zustande, so gilt als gewählt, wer im zwei-
ten Wahlgang die meisten Stimmen auf sich vereinigt.
Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los, das von dem
an Jahren jüngsten Mitglied der Verbandsversammlung
zu ziehen ist. Der Verbandsobmann und sein Stellver-

38. Verordnung der Landesregierung vom 12. Juli 2010 über eine Satzung für die Stan-
desamts- und Staatsbürgerschaftsverbände
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treter müssen nicht Vertreter einer dem Gemeindever-
band angehörenden Gemeinde, aber zum Landtag wähl-
bar sein.

(2) Der Verbandsobmann und sein Stellvertreter
haben, wenn sie nicht Vertreter einer dem Gemeinde-
verband angehörenden Gemeinde sind, in der Ver-
bandsversammlung und im Verbandsausschuss nur be-
ratende Stimme.

(3) Der Verbandsobmann wird im Fall seiner Verhin-
derung durch seinen Stellvertreter, bei dessen Verhin-
derung durch das jeweils älteste der übrigen Mitglieder
des Verbandsausschusses, sofern ein solcher nicht be-
steht, der Verbandsversammlung vertreten.

(4) Der Verbandsobmann führt die Geschäfte des
Gemeindeverbandes. Ihm obliegt die Entscheidung in
allen Angelegenheiten, die nicht einem anderen Ver-
bandsorgan übertragen sind.

(5) Der Verbandsobmann hat die Beschlüsse der übri-
gen Verbandsorgane zu vollziehen. Der Verbandsob-
mann kann in jenen Fällen, in denen wegen Gefahr im
Verzug das zuständige Verbandsorgan nicht rechtzeitig
einberufen werden kann, die Angelegenheit allein ent-
scheiden; die Entscheidung ist ohne unnötigen Auf-
schub dem zuständigen Verbandsorgan zur nachträg-
lichen Kenntnisnahme und Genehmigung vorzulegen.

(6) Der Verbandsobmann vertritt den Gemeindever-
band nach außen.

§ 6
Überprüfungsausschuss

(1) Die Verbandsversammlung hat einen Überprü-
fungsausschuss zu wählen. Er besteht aus drei Mitglie-
dern. Die Mitglieder des Überprüfungsausschusses
müssen Mitglieder des Gemeinderates einer verbands-
angehörigen Gemeinde sein. Ihre Amtsdauer beträgt
sechs Jahre. Für jedes Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu
wählen. Kommt im ersten Wahlgang die einfache Stim-
menmehrheit nicht zustande, so gilt als gewählt, wer im
zweiten Wahlgang die meisten Stimmen auf sich verei-
nigt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los, das von
dem an Jahren jüngsten Mitglied der Verbandsver-
sammlung zu ziehen ist.

(2) Der Überprüfungsausschuss hat die Gebarung
des Gemeindeverbandes auf ihre Gesetzmäßigkeit,
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit
zu überprüfen.

§ 7
Geschäftsstelle

Geschäftsstelle des Gemeindeverbandes ist das Ge-
meindeamt der Sitzgemeinde.

§ 8
Sinngemäße Anwendung der Bestimmungen 

der Tiroler Gemeindeordnung 2001

Für die Organe des Gemeindeverbandes gelten die
Bestimmungen der Tiroler Gemeindeordnung 2001
über die Gemeindeorgane sinngemäß mit der Maßgabe,
dass dem Gemeinderat die Verbandsversammlung, dem
Bürgermeister der Verbandsobmann, dem Gemeinde-
vorstand der Verbandsausschuss, dem Überprüfungs-
ausschuss einer Gemeinde der Überprüfungsausschuss
des Gemeindeverbandes und dem Gemeindeamt die
Geschäftsstelle entspricht.

§ 9
Aufwand, Überschuss

Der durch Einnahmen nicht gedeckte Aufwand eines
Gemeindeverbandes ist auf die ihm angehörenden Ge-
meinden entsprechend dem Verhältnis der Einwohner-
zahlen jährlich aufzuteilen. Die Einwohnerzahl richtet
sich nach dem von der Bundesanstalt Statistik Öster-
reich in der Statistik des Bevölkerungsstandes festge-
stellten Ergebnis zum Stichtag 31. Oktober, das auf der
Internet-Homepage der Bundesanstalt Statistik Öster-
reich bis zum November des dem Stichtag nächstfol-
genden Kalenderjahres kundzumachen ist, und wirkt
mit dem Beginn des dem Stichtag folgenden übernächs-
ten Kalenderjahres. Der Verbandsobmann hat den Ge-
meinden bis spätestens 30. Oktober die im folgenden
Jahr zu entrichtenden Vorauszahlungen sowie nach dem
Vorliegen des Rechnungsabschlusses unverzüglich den
für dieses Jahr zu leistenden Beitrag schriftlich mitzu-
teilen. Aufgrund des Rechnungsabschlusses sich erge-
bende Guthaben sind auf die nächstfolgenden Voraus-
zahlungen bzw. auf den nächstfolgenden Beitrag anzu-
rechnen.

§ 10
Haftung

Die dem Gemeindeverband angehörenden Gemein-
den haften für dessen Verbindlichkeiten untereinander
im Verhältnis ihrer Beitragspflicht (§ 9).

§ 11
Bestimmungen für den Fall 

der nachträglichen Einbeziehung und 
der Ausgliederung von Gemeinden, für den 
Fall der Auflösung des Gemeindeverbandes 
und über die Verwendung des Vermögens

(1) Wird eine Gemeinde nachträglich in einen Ge-
meindeverband einbezogen, so hat sie vom Tag der Ein-
beziehung an Beiträge (§ 9) zu leisten. Wird die Einbe-
ziehung nicht mit dem Beginn eines Jahres wirksam, so
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Aufgrund des § 132 der Tiroler Gemeindeordnung
2001, LGBl. Nr. 36, zuletzt geändert durch das Gesetz
LGBl. Nr. 90/2005, wird verordnet:

§ 1
Geltungsbereich

Diese Satzung gilt für die nach § 2 Abs. 2 des Ge-
meindesanitätsdienstgesetzes, LGBl. Nr. 33/1952, zu-
letzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 27/2008,
gebildeten Sanitätssprengel.

§ 2
Organe

(1) Die Organe des Gemeindeverbandes sind die Ver-
bandsversammlung und der Verbandsobmann. Für
einen Gemeindeverband mit mehr als zwölf Gemeinden
ist ein Verbandsausschuss zu bilden.

(2) Die Organe sind erstmals nach der Bildung des
Gemeindeverbandes und weiters jeweils nach den allge-
meinen Gemeinderats- und Bürgermeisterwahlen ein-
zurichten bzw. neu zusammenzusetzen.

§ 3
Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung besteht aus den Bür-
germeistern der dem Gemeindeverband angehörenden
Gemeinden sowie aus dem Verbandsobmann und sei-

nem Stellvertreter, auch wenn sie nicht Bürgermeister
einer solchen Gemeinde sind.

(2) Ein Bürgermeister wird im Fall seiner Verhinde-
rung durch die Bürgermeister-Stellvertreter der Reihe
nach und bei deren Verhinderung durch das jeweils
älteste der übrigen Mitglieder des Gemeindevorstandes
vertreten.

(3) Die Verbandsversammlung ist das oberste Organ
des Gemeindeverbandes. Sie hat über alle Angelegen-
heiten von grundsätzlicher Bedeutung zu entscheiden
und die Geschäftsführung der übrigen Verbandsorgane
zu überwachen.

(4) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig,
wenn alle Mitglieder ordnungsgemäß eingeladen wur-
den und der Verbandsobmann oder sein Stellvertreter
und insgesamt mehr als die Hälfte der Mitglieder anwe-
send sind. Wird diese Anzahl nicht erreicht, so ist inner-
halb von zwei Wochen eine weitere Sitzung einzuberu-
fen, die ohne Rücksicht auf die Anzahl der anwesenden
Mitglieder beschlussfähig ist. Zu einem gültigen Be-
schluss und zu einer gültigen Wahl ist die Mehrheit der
Stimmen der anwesenden Mitglieder erforderlich.

§ 4
Verbandsausschuss

(1) Der Verbandsausschuss besteht aus dem Ver-
bandsobmann, seinem Stellvertreter und so vielen wei-

39. Verordnung der Landesregierung vom 12. Juli 2010 über eine Satzung für die Sani-
tätssprengel

hat die Gemeinde den ersten Beitrag anteilig zu leisten.
Eine aus einem Gemeindeverband ausgegliederte Ge-
meinde hat gegenüber dem Gemeindeverband keinen
Anspruch auf Erstattung der von ihr geleisteten Bei-
träge.

(2) Die in einen Gemeindeverband einbezogene
Gemeinde kann zu einem angemessenen Beitrag zu vor
ihrer Einbeziehung getätigten Investitionen verhalten
werden. Das Ausmaß, in dem eine Gemeinde zur Bil-
dung des Vermögens des Gemeindeverbandes beigetra-
gen hat, kann anlässlich ihrer Ausgliederung angemes-
sen berücksichtigt werden.

(3) Das Vermögen eines aufgelösten Gemeindever-
bandes ist zur Deckung seiner Verbindlichkeiten heran-
zuziehen. Das verbleibende Vermögen ist auf die betei-

ligten Gemeinden in dem Verhältnis aufzuteilen, in dem
sie zur Bildung des Vermögens des Gemeindeverbandes
beigetragen haben.

§ 12
Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages
der Kundmachung in Kraft.

(2) Zugleich tritt die Verordnung der Landesregie-
rung über eine Satzung für die Standesamts- und Staats-
bürgerschaftsverbände, LGBl. Nr. 32/2009, außer Kraft.
Organe, die nach den Bestimmungen der außer Kraft
getretenen Verordnung ihre konstituierende Sitzung
abgehalten haben und gewählt worden sind, bleiben im
Amt; sie sind als Organe im Sinn der Bestimmungen der
in Kraft getretenen Verordnung anzusehen.

Der Landeshauptmann:
Platter

Der Landesamtsdirektor:
Liener
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teren Mitgliedern, dass die Anzahl der stimmberechtig-
ten Mitglieder mindestens drei beträgt. Die weiteren
Mitglieder werden von der Verbandsversammlung aus
ihrer Mitte auf sechs Jahre gewählt. Sie haben ihre
Geschäfte bis zur Neuwahl der weiteren Mitglieder des
Verbandsausschusses weiterzuführen. Für jedes weitere
Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu wählen. Kommt im
ersten Wahlgang die einfache Stimmenmehrheit nicht
zustande, so gilt als gewählt, wer im zweiten Wahlgang die
meisten Stimmen auf sich vereinigt. Bei Stimmengleich-
heit entscheidet das Los, das von dem an Jahren jüngsten
Mitglied der Verbandsversammlung zu ziehen ist.

(2) Dem Verbandsausschuss obliegt die Vorberatung
und Antragstellung in allen der Beschlussfassung durch
die Verbandsversammlung unterliegenden Angelegen-
heiten.

(3) Der Verbandsausschuss ist beschlussfähig, wenn
alle Mitglieder ordnungsgemäß eingeladen wurden und
der Verbandsobmann oder sein Stellvertreter und so
viele weitere Mitglieder anwesend sind, dass die Anzahl
der stimmberechtigten Mitglieder mindestens drei be-
trägt. Zu einem gültigen Beschluss ist die Mehrheit der
Stimmen der anwesenden Mitglieder erforderlich.

§ 5
Verbandsobmann

(1) Der Verbandsobmann und sein Stellvertreter
werden von der Verbandsversammlung auf sechs Jahre
gewählt. Sie haben ihre Geschäfte bis zur Neuwahl des
Verbandsobmanns bzw. seines Stellvertreters weiterzu-
führen. Kommt im ersten Wahlgang die einfache Stim-
menmehrheit nicht zustande, so gilt als gewählt, wer im
zweiten Wahlgang die meisten Stimmen auf sich verei-
nigt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los, das von
dem an Jahren jüngsten Mitglied der Verbandsver-
sammlung zu ziehen ist. Der Verbandsobmann und sein
Stellvertreter müssen nicht Vertreter einer dem Ge-
meindeverband angehörenden Gemeinde, aber zum
Landtag wählbar sein.

(2) Der Verbandsobmann und sein Stellvertreter ha-
ben, wenn sie nicht Vertreter einer dem Gemeindever-
band angehörenden Gemeinde sind, in der Verbands-
versammlung und im Verbandsausschuss nur beratende
Stimme.

(3) Der Verbandsobmann wird im Fall seiner Verhin-
derung durch seinen Stellvertreter, bei dessen Verhin-
derung durch das jeweils älteste der übrigen Mitglieder
des Verbandsausschusses, sofern ein solcher nicht be-
steht, der Verbandsversammlung vertreten.

(4) Der Verbandsobmann führt die Geschäfte des
Gemeindeverbandes. Ihm obliegt die Entscheidung in
allen Angelegenheiten, die nicht einem anderen Ver-
bandsorgan übertragen sind.

(5) Der Verbandsobmann hat die Beschlüsse der übri-
gen Verbandsorgane zu vollziehen. Der Verbandsob-
mann kann in jenen Fällen, in denen wegen Gefahr im
Verzug das zuständige Verbandsorgan nicht rechtzeitig
einberufen werden kann, die Angelegenheit allein ent-
scheiden; die Entscheidung ist ohne unnötigen Auf-
schub dem zuständigen Verbandsorgan zur nachträg-
lichen Kenntnisnahme und Genehmigung vorzulegen.

(6) Der Verbandsobmann vertritt den Gemeindever-
band nach außen.

§ 6
Überprüfungsausschuss

(1) Die Verbandsversammlung hat einen Überprü-
fungsausschuss zu wählen. Er besteht aus drei Mitglie-
dern. Die Mitglieder des Überprüfungsausschusses
müssen Mitglieder des Gemeinderates einer verbands-
angehörigen Gemeinde sein. Ihre Amtsdauer beträgt
sechs Jahre. Für jedes Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu
wählen. Kommt im ersten Wahlgang die einfache Stim-
menmehrheit nicht zustande, so gilt als gewählt, wer im
zweiten Wahlgang die meisten Stimmen auf sich verei-
nigt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los, das von
dem an Jahren jüngsten Mitglied der Verbandsver-
sammlung zu ziehen ist.

(2) Der Überprüfungsausschuss hat die Gebarung
des Gemeindeverbandes auf ihre Gesetzmäßigkeit,
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit
zu überprüfen.

§ 7
Geschäftsstelle

Geschäftsstelle des Gemeindeverbandes ist das Ge-
meindeamt der Sitzgemeinde.

§ 8
Sinngemäße Anwendung der Bestimmungen 

der Tiroler Gemeindeordnung 2001

Für die Organe des Gemeindeverbandes gelten die
Bestimmungen der Tiroler Gemeindeordnung 2001
über die Gemeindeorgane sinngemäß mit der Maßgabe,
dass dem Gemeinderat die Verbandsversammlung, dem
Bürgermeister der Verbandsobmann, dem Gemeinde-
vorstand der Verbandsausschuss, dem Überprüfungs-
ausschuss einer Gemeinde der Überprüfungsausschuss
des Gemeindeverbandes und dem Gemeindeamt die
Geschäftsstelle entspricht.

§ 9
Aufwand, Überschuss

Der durch Einnahmen nicht gedeckte Aufwand eines
Gemeindeverbandes ist auf die ihm angehörenden Ge-
meinden entsprechend dem Verhältnis der Einwohner-
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zahlen jährlich aufzuteilen. Die Einwohnerzahl richtet
sich nach dem von der Bundesanstalt Statistik Öster-
reich in der Statistik des Bevölkerungsstandes festge-
stellten Ergebnis zum Stichtag 31. Oktober, das auf der
Internet-Homepage der Bundesanstalt Statistik Öster-
reich bis zum November des dem Stichtag nächstfol-
genden Kalenderjahres kundzumachen ist, und wirkt
mit dem Beginn des dem Stichtag folgenden übernächs-
ten Kalenderjahres. Der Verbandsobmann hat den
Gemeinden bis spätestens 30. Oktober die im folgen-
den Jahr zu entrichtenden Vorauszahlungen sowie nach
dem Vorliegen des Rechnungsabschlusses unverzüglich
den für dieses Jahr zu leistenden Beitrag schriftlich mit-
zuteilen. Aufgrund des Rechnungsabschlusses sich er-
gebende Guthaben sind auf die nächstfolgenden Vo-
rauszahlungen bzw. auf den nächstfolgenden Beitrag
anzurechnen.

§ 10
Haftung

Die dem Gemeindeverband angehörenden Gemein-
den haften für dessen Verbindlichkeiten untereinander
im Verhältnis ihrer Beitragspflicht (§ 9).

§ 11
Bestimmungen für den Fall 

der nachträglichen Einbeziehung und 
der Ausgliederung von Gemeinden, für den 
Fall der Auflösung des Gemeindeverbandes 
und über die Verwendung des Vermögens

(1) Wird eine Gemeinde nachträglich in einen Ge-
meindeverband einbezogen, so hat sie vom Tag der

Einbeziehung an Beiträge (§ 9) zu leisten. Wird die Ein-
beziehung nicht mit dem Beginn eines Jahres wirksam,
so hat die Gemeinde den ersten Beitrag anteilig zu leis-
ten. Eine aus einem Gemeindeverband ausgegliederte
Gemeinde hat gegenüber dem Gemeindeverband keinen
Anspruch auf Erstattung der von ihr geleisteten Beiträge.

(2) Die in einen Gemeindeverband einbezogene
Gemeinde kann zu einem angemessenen Beitrag zu vor
ihrer Einbeziehung getätigten Investitionen verhalten
werden. Das Ausmaß, in dem eine Gemeinde zur Bil-
dung des Vermögens des Gemeindeverbandes beigetra-
gen hat, kann anlässlich ihrer Ausgliederung angemes-
sen berücksichtigt werden.

(3) Das Vermögen eines aufgelösten Gemeindever-
bandes ist zur Deckung seiner Verbindlichkeiten heran-
zuziehen. Das verbleibende Vermögen ist auf die betei-
ligten Gemeinden in dem Verhältnis aufzuteilen, in dem
sie zur Bildung des Vermögens des Gemeindeverbandes
beigetragen haben.

§ 12
Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages
der Kundmachung in Kraft.

(2) Zugleich tritt die Verordnung der Landesregie-
rung LGBl. Nr. 7/1987 hinsichtlich der Sanitätsspren-
gel außer Kraft. Organe, die nach den Bestimmungen
der außer Kraft getretenen Verordnung ihre konstituie-
rende Sitzung abgehalten haben und gewählt worden
sind, bleiben im Amt; sie sind als Organe im Sinn der
Bestimmungen der in Kraft getretenen Verordnung
anzusehen.

Der Landeshauptmann:
Platter

Der Landesamtsdirektor:
Liener

Gemäß § 9 Abs. 4 der Tiroler Gemeindeordnung
2001, LGBl. Nr. 36, zuletzt geändert durch das Gesetz
LGBl. Nr. 90/2005, wird kundgemacht:

Die Landesregierung genehmigt gemäß § 9 Abs. 2
der Tiroler Gemeindeordnung 2001 den Beschluss des

Gemeinderates der Gemeinde Buch bei Jenbach vom
1. Juni 2010, mit dem die Änderung des Gemeinde-
namens von Buch bei Jenbach in „Buch in Tirol“ be-
schlossen wurde.

40. Kundmachung der Landesregierung vom 29. Juni 2010 über die Änderung des Namens
der Gemeinde Buch bei Jenbach in „Buch in Tirol“

Der Landeshauptmann:
Platter

Der Landesamtsdirektor:
Liener



S T Ü C K  10, NR. 41, 4284

Gemäß Art. 140 Abs. 5 des Bundes-Verfassungsge-
setzes und § 2 Abs. 1 lit. i des Landes-Verlautbarungs-
gesetzes, LGBl. Nr. 8/1982, in der Fassung des Geset-
zes LGBl. Nr. 53/1989 wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis
vom 16. Juni 2010, G 10/10, V 14/10-6, die Wortfolge
„und nach der Art der Unterkünfte“ im zweiten Satz des

§ 6 Abs. 2 sowie den vierten Satz des § 6 Abs. 6 des
Tiroler Aufenthaltsabgabegesetzes 2003, LGBl. Nr. 85,
als verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit dem Ablauf des 31. De-
zember 2010 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten nicht
wieder in Kraft.

41. Kundmachung des Landeshauptmannes vom 13. Juli 2010 betreffend die Aufhebung
von Bestimmungen des Tiroler Aufenthaltsabgabegesetzes 2003 durch den Verfas-
sungsgerichtshof

Der Landeshauptmann:
Platter

Der Landesamtsdirektor:
Liener

Gemäß Art. 139 Abs. 5 des Bundes-Verfassungsge-
setzes und § 2 Abs. 1 lit. j des Landes-Verlautbarungs-
gesetzes, LGBl. Nr. 8/1982, in der Fassung des Geset-
zes LGBl. Nr. 53/1989 wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis
vom 16. Juni 2010, G 10/10, V 14/10-6, die Verordnung

der Tiroler Landesregierung vom 21. Dezember 2005 über
die Festsetzung der Aufenthaltsabgabe im Gebiet des
Tourismusverbandes Kitzbüheler Alpen – Brixental, Bote
für Tirol Nr. 1775/2005, als gesetzwidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit dem Ablauf des 31. De-
zember 2010 in Kraft.

42. Kundmachung der Landesregierung vom 13. Juli 2010 betreffend die Aufhebung der
Verordnung über die Festsetzung der Aufenthaltsabgabe im Gebiet des Tourismus-
verbandes Kitzbüheler Alpen – Brixental durch den Verfassungsgerichtshof

Der Landeshauptmann:
Platter

Der Landesamtsdirektor:
Liener
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